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Vorblatt 


Dreizehntes Rentenanpassungsgesetz 
für die gesetzliche Renten- und Unfallversicherung 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
an die durchschnittliche Entwicklung der Löhne und Gehälter 
der Jahre 1965 bis 1967 auf die Jahre 1966 bis 1968 und der 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung an die Lohn- 
und Gehaltsveränderung von 1968 auf 1969, 


B. Lösung 

Anhebung der Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung 
um 5,5 V. H., in der gesetzlichen Unfallversicherung um 9,3 v. R 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 


Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende Mehraufwen- 
dungen: 

Rentenversicherung der Arbeiter 
Rentenversicherung der Angestellten 
Knappschaftliche Rentenversicherung 

Unfallversicherung 
Rentenanpassung 

Pflegegeld 


1 239 Millionen DM 
639 Millionen DM 
71 Millionen DM 

199 Millionen DM 
2 Millionen DM 


zusammen 2 150 Millionen DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 71 Millionen DM für die 
knappschaftliche Rentenversicherung und 12 Millionen DM für 
die Unfallversicherung zu Lasten des Bundes, 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Dreizehnten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Dreizehntes Rentenanpassungsgesetz — 13. RAG) 

— Drucksache Vl/640 — 


A. Bericht des Abgeordneten Härzschel 


Der Entwurf des Dreizehnten Rentenanpassungs- 
gesetzes ist in der 45. Sitzung am 22. April 1970 dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federfüh- 
rend und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
überwiesen worden. Der Ausschuß iür Arbeit und 
Sozialordnung hat in seiner Sitzung am 26. Mai 1970 
das Dreizehnte Rentenanpassungsgesetz beraten. 

Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 der Reicbsversiche- 
rungsordnung (§ 49 Abs. 1 und § 42 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes, § 71 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes) sind die Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherungen bei Änderungen der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage durch Gesetz anzupas- 
sen. Das Dreizehnte Rentenanpassungsgesetz trägt 
diesen Bestimmungen Rechnung. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung von Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 1970 


beträgt in den Rentenversicherungen de^” Arbeiter 
und der Angestellten 10 318 Deutsche Mark gegen- 
über 9 780 Deutsche Mark für Renten aus Versiche- 
rungsfällen des Jahres 1969 und in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung 10 427 Deutsche Mark im 
Jahre 1970 gegenüber 9 883 Deutsche Mark im Jahre 
1969. Sie hat sich damit von 1969 auf 1970 um 5,5 
V. H. verändert. Das Dreizehnte Rentenanpassungs- 
gesetz sieht vor, die Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen, die auf Versicherungsfällen 
des Jahres 1969 und früher beruhen, für Bezugs- 
zeiten ab 1. Januar 1971 um diesen Vomhundertsatz 
zu erhöhen. 

Nach § 579 der Reichsversicherungsordnung sind 
in der gesetzlichen Unfallversicherung die vom Jah- 
resarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen bei 
Veränderung der durchschnittlicben Bruttolohn- und 
-gehaltssumme durch Gesetz anzupassen. Die letzte 
Anpassung, die zum 1, Januar 1970 erfolgt ist, hat 
die Jahresarbeitsverdienste dem Stand der Entwick- 
lung im Jahre 1968 angepaßt. Die Veränderung der 
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Bruttolohn- und -geh alts summe zwischen 1968 und 
1969 beträgt 9,3 v. H. Um diesen Vomhundertsatz 
werden die Geldleistungen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung nach dem Dreizehnten Rentenanpas- 
sungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1971 an für 
die Unfälle erhöht, die im Jahre 1968 oder früher 
eingetreten sind. 

Erstmalig wird das Pflegegeld aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung mit in die Anpassung ein- 
bezogen, nachdem es für 1970 erhöht und ab 1. Ja- 
nuar 1971 weiter um 9,3 v. H. angehoben wird. 

Die Mehraufwendungen für die Anpassung der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, 
der Geldleistungen und des Pflegegeldes aus der 
Unfallversicherung betragen: 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 1 239 Millionen DM 

Rentenversicherung 

der Angestellten 639 Millionen DM 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 71 Millionen DM 

Unfallversicherung 

Rentenanpassung 199 Millionen DM 

Pflegegeld 2 Millionen DM 

zusammen ... 2 150 Millionen DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 71 Millionen 
DM für die knappschaftliche Rentenversicherung zu 
Lasten des Bundes. Von den Mehraufwendungen der 
Unfallversicherung gehen 12 Millionen DM zu La- 
sten des Bundes, 3 Millionen DM zu Lasten der Län- 
der und 4 Millionen DM zu Lasten der Gemeinden. 
Im übrigen werden die Mehraufwendungen von den 
Trägern der Rentenversicherungen der Arbeiter, der 
Angestellten und der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung getragen. 

Die Kosten der Erhöhung des Pflegegeldes in der 
gesetzlichen Unfallversicherung für 1970 dürften 
sich auf etwa 5 Millionen DM belaufen; davon wer- 
den die gewerblichen Berufsgenossenschaften 3,2 
Millionen DM, die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften 0,9 Millionen DM, der Bund 0,4 Millio- 
nen DM und die Länder und Gemeinden 0,2 Millio- 
nen DM zu tragen haben. 

Der Ausschuß hat sich auch mit dem Vorschlag 
befaßt, denjenigen Arbeitnehmern der Ilseder Hütte, 
die bei einer Fusion mit Gesellschaften der Salz- 
gitter AG mit dem Verlust des knappschaftlichen 
Versicherungsschutzes zu rechnen haben, den ver- 
sicherungsrechtlichen Besitzstand entsprechend der 
Regelung bei Bildung der Ruhrkohle AG in § 1 b 
KnVNG zu erhalten. Der Ausschuß wird zu diesem 
Problem abschließend auf Grund einer Vorlage der 
Bundesregierung Stellung nehmen. Es entspricht sei- | 
nem Willen, es bis zu diesem Zeitpunkt im Falle der | 
Fusion bei der derzeitigen versicherungsrechtlichen i 
Zuständigkeit zu belassen. * 


Besonderer Teil 

ERSTER ABSCHNITT 

Die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

Zu §§ 1 bis 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts schließen sich 
ohne wesentliche Änderungen den entsprechenden 
Vorschriften des Zwölften Rentenanpassungsgeset- 
zes an. In § 7 ist der bisherige Absatz 2 entfallen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen und des Pflegegeldes 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

Zu §§ 9 bis 11 

Die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
sollen in gleicher Weise angepaßt werden, wie dies 
seit dem Jahre 1957 geschehen ist. Ab 1. Januar 1971 
werden diese Geldleistungen um 9,3 v. H. ange- 
hoben. 

Zum ersten Mal wird auch das Pflegegeld, das an 
Stelle der Sachleistung der Pflege nach § 558 der 
Reichsversicherungsordnung zu gewähren ist, in die 
Anpassung einbezogen. Auch soll diese Leistung, 
nachdem sie bereits für 1970 auf die Sätze der 
Kriegsopferversorgung gebracht worden ist, um 9,3 
V. H. angehoben werden. 


DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

Zu §§ 12 bis 14 

Die Vorschriften dieses Abschnitts entsprechen 
den Regelungen im Zwölften Rentenanpassungs- 
gesetz. 


VIERTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung 

Zu §§ 15 bis 17 

Die seit 1963 unverändert gebliebenen Höchst- 
und Mindestbeträge des Pflegegeldes werden rück- 
wirkend ab 1. Januar 1970 auf die Sätze der Kriegs- 
opferversorgung angehoben. Die hierfür notwen- 
dige Änderung des § 558 Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung wird durch die Vorschriften des § 15 
und § 16 vollzogen. 

Durch die Ergänzung des § 579 Absatz 1 der 
Reichsversicherungsordnung wird klargestellt, daß 
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es sich bei der Anpassung des Pflegegeldes um die 
gleiche Maßnahme handelt, wie bei der Anpas- 
sung der Renten. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 


Zu §§ 18 bis 20 

Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten die 
Berlin-Klausel und regeln das Inkrafttreten. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Härzschel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. nach Kenntnisnahme des Berichts der Bundes- 
regierung über die Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit und der Produktivität 
sowie die Veränderungen des Volkseinkommens 
je Erwerbstätigen und über die Finanzlage der 
gesetzlichen Rentenversicherungen (Rentenan- 
passungsbericht 1970) nebst dem Gutachten des 
Sozialbeirats zu den Rentenanpassungen 1971 
und zu den langfristigen Vorausberechnungen 
sowie einer Anlage hierzu — Drucksache VI/581 

— den Gesetzentwurf — Drucksache VI/640 — 
unverändert anzunehmen ; 

2. die zu dem Gesetzentwurf — Drucksache VI/640 

— eingegangenen Petitionen und Eingaben für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg Härzschel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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